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Trendsetterin I. Sie wurde als erste 
Frau für eine Bundesratswahl 
aufgestellt - und nicht gewählt. Nun ist 
Lilian Uchtenhagen tot. Seite 4 
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Trendsetterin II, Für die französische 
Präsidentschaftswahl hat Marine Le 
Pen gute Karten: Sie profitiert vom 
Vertrauensverlust ihrer Gegner. Seite 6 
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Trendsetterin III, Die Low-Budget­
Hotelkette Motel One eröffnet am 
Barfüsserplatz ein Hotel und startet so 
eine schweizweite Offensive. Seite 7 
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Missglücktes Cover. Schweizer 
Sänger auf den Spuren des grossen 
Liedermachers Mani Matter. Das 
Resultat ist enttäuschend. Seite 11 
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Südtangente. Die Basler FDP fordert, 
neben dem Rheintunnel auch eine 
Südumfahrung zu bauen. Seite 20 

Regierungsprogramm. Die SP 
stemmte sich im Landrat vergeblich 
gegen das «Sparprogramm». Seite 23 
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In Form. Stan Wawrinka spielt am 
US Open gross auf, im Halbfinal wartet 
der Japaner Kei Nishikori. Seite 33 

Neue Herausforderung. Der Basler 
Sprinter Alex Wilson trainiert ab 
nächster Saison in London. Seite 34 
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Basler Institution. 
Daniel Rieder hat 
mit viel Enthusias­
mus und Geld die 
verpachtete Hasen­
burg geschlossen, 
renoviert - und sie 
ohne Pomp, dafür 
mit Klasse wieder­
eröffnet Seite 25 

Region. Am Morgen ist es frisch und 
einige Wolken trüben den Himmel. Am 
Nachmittag scheint häufig die Sonne. 
Mit 27 Grad wird es ein wunderbarer 
Spätsommertag. Seite 31 
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Kapitän verlässt 
MSVeronica 
Hugo Buser, Pächter und Wirt 
des Rhybadhüsli Breiti, hört auf 

Basel. Es ist seine 13. Saison, und es ist 
seine letzte: Gastronom Hugo Buser 
(51) verlässt per Saisonende am 
18. September das von ihm ins Leben 
gerufene Restaurant Veronica im Rhy­
badhüsli Breiti. Wer die Nachfolge als 
Pächter dieser paradiesischen Oase mit 
dem Beinahe-Meer-Flair antreten wird, 
ist offenbar noch nicht entschieden. 
Busers Landgang geschieht auf eigenen 
Wunsch: «13 Jahre sind genug. Ich 
brauche eine Veränderung.» Buser, der 
gelernter Schauspieler, Koch und in sei­
ner Freizeit auch Lebenskünstler ist, 
wird sich nach Saisonende mal überho­
len und vor allem erholen, später in den 
Rahmenstücken des Drummeli mitspie­
len und im nächsten Frühjahr zurück­
kehren in die Gastronomie, die ihn 
immer noch «magisch» anziehe. Wie 
und wo ist noch unklar. mib Seite 21 

Der neue Direktor bringt 
frischen Wind ins Museum 

sei-Stadt baut 
uersystemu 

Eine Unternehmenssteuerreform nicht nur 
für die Wirtschaft, sondern auch für das Volk 

Von Markus Vogt 

Basel. Dass die bevorstehende Unter­
nehmenssteuerreform auf kantonaler 
Ebene nicht einfach eine Steuer­
senkungsvorlage sein werde, hat die 
Basler Finanzdirektorin Eva Herzog die­
ser Tage im BaZ-Interview angekün­
digt. Jetzt liegt die Vorlage auf dem 
Tisch: Geplant ist ein Umbau des Basler 
Steuersystems. 

Ein zentraler Punkt ist, dass der 
effektive Gewinnsteuersatz für Unter­
nehmen auf 13 Prozent gesenkt wird. 
Eingeführt wird zudem eine Patentbox, 
die den forschenden Unternehmen 
zugutekommt, etwa den Pharma­
Firmen; sie können damit ihren Gewinn­
steuersatz auf 11 Prozent senken. 
Statusgesellschaften, die von einem pri­
vilegierten Steuersatz profitieren, sind 
im neuen Gesetz keine mehr vorgese­
hen. Ferner wird der Kapitalsteuersatz 
auf ein Promille gesenkt. Die Unterneh­
men werden um insgesamt rund 
100 Millionen Franken jährlich entlastet. 

Von der Steuerreform profitieren 
soll nicht nur die Wirtschaft, sondern 
auch die Bevölkerung. Für die unteren 
und mittleren Einkommen wird der 
Steuerfreibetrag heraufgesetzt - um 
1000 Franken für Alleinstehende und 
2000 Franken für Verheiratete. Davon 
profitieren alle, die gemäss Lohnaus-

weis weniger als 135 000 Franken 
Nettolohn pro Jahr ausweisen. Um 
100 Franken erhöht werden die Kinder­
zulagen, die sich derzeit auf dem abso­
luten gesetzlichen Minimum befinden. 
Hier müssen die Unternehmen also 
auch einen Beitrag leisten. Schliesslich 
stellt der Kanton 10 Millionen Franken 
mehr für die Verbilligung von Kranken­
kassenprämien zur Verfügung. 

Insgesamt werden die Unterneh­
men um rund 100 Millionen Franken 
entlastet, die natürlichen Personen um 
rund 110 Millionen Franken. Diesen 
Steuerausfällen stehen 70 Millionen 
Franken gegenüber, die der Kanton 
Basel-Stadt vom Bund erhält: 50 Millio­
nen aus der direkten Bundessteuer und 
20 Millionen aus dem neu geordneten 
Finanzausgleich. Unter dem Strich 
ergeben sich für den Kanton Steueraus­
fälle von 140 Millionen. Diese könne 
Basel-Stadt verkraften, da zumindest in 
den nächsten Jahren strukturelle 
Überschüsse von rund 130 Millionen 
Franken zu erwarten seien. 

Mit der Unternehmenssteuer-
reform m soll Basel-Stadt in den kom­
menden Jahren an Anziehungskraft 
gewinnen. Gemäss der Credit Suisse soll 
der Kanton bis 2020 punkto Standort­
qualität den Kanton Zürich überholen 
und sich im Schweizer Vergleich auf 
Rang zwei vorschieben. Seiten 8, 19 

Die Eishockey-Saison startet - und 
Goalie Jonas Hiller steht im Fokus 
Ein Gespräch mit dem prominentesten Neuzugang der NLA 

Neue Projekte und Ideen. Seit dem 1. September ist Josef Helfenstein Direktor 
des Kunstmuseums Basel. Der 59-Jährige will mit der Neuausrichtung der 
öffentlichen Kunstsammlung nicht lange warten. Bereits im Oktober wird er 
einzelne Räume neu hängen. In einem Jahr soll eine Chagall-Ausstellung 
stattfinden und auch eine Zusammenarbeit mit dem Prado in Madrid kündigt 
Helfenstein an. Allerdings will er sein Haus nicht nur auf Blockbuster ausrichten: 
«Mir schweben anspruchsvolle Ausstellungen vor, die dennoch populär sind und 

~ Publikum interessieren.» ras Foto Lucian Hunziker Seiten 2, 11 

Biel. Neun Jahre hat Jonas Hiller in der 
National Hockey League gespielt. Neun 
Jahre lang hat er dabei die besten 
Kufenkünstler der Welt am Tore­
schiessen gehindert. Nun ist der beste 
Schweizer Goalie der vergangenen 
Jahre zurück in der Heimat. Nach einer 
missratenen Saison mit den Calgary 
Flames hat er die Zelte in Nordamerika 
abgebrochen und sich dem EHC Biel 
angeschlossen, mit dem er heute in die 
NLA-Saison startet. Einern Club, von 
dem viele erwarten, dass er gegen den 
Abstieg kämpft. Einern Club auch, der 
noch nie so viel Geld für einen Spieler 
ausgegeben hat wie für Hiller. 

onica Gschwind gerät 
zunehmend unter Druck Der 34-jährige Appenzeller weiss 

das. Und er kann damit umgehen. Zum 
Thema Topsalär sagt er unschweizeri-Von links bis rechts herrscht Unzufriedenheit 
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Von Thomas Dähler und Thomas Gubler Die Bildungsdirektion hat dies der NZZ 

bestätigt. 5000 Franken Busse und im 
schlimmsten Fall die Wegweisung aus 
der Schweiz droht den Handschlag-Ver­
weigerern, wie aus dem von Gschwind 
bestellten Gutachten hervorgeht. 

«Einsame Wölfe» 
rekrutieren liestal. Regierungsrätin Monica 

Gschwind gerät in der sogenannten 
Handschlag-Affäre immer stärker in die 
Bredouille. Zwar wurden im Landrat 
gestern die bürgerlichen Vorstösse dazu 
aus Zeitgründen nicht behandelt. Doch 
deren Autoren sind alles andere als 
glücklich, dass die freisinnige Bildungs­
direktorin nicht in ihrem Sinn handelt. 
Vor wenigen Tagen wurde nämlich 
bekannt, dass sie die Anliegen nicht 
erfüllen will. Doch auch von links erhält 
Gschwind keine Unterstützung. SP und 
Grüne werfen Gschwind vor, unverbind­
lich zu bleiben. «Monica Gschwind fehlt 
es an Rückgrat», erklärt SP-Präsident 
Adil Koller. Koller kritisiert, dass die Bil­
dungsdirektorin untätig bleibe. 

Bekannt wurde letzte Woche, dass 
einer der beiden Therwiler Schüler, die 
ihrer Lehrerin die Hand nicht reichen 
wollen, den Handschlag weiterhin ver­
weigert - trotz angedrohter Sanktio­
nen. Der andere Schüler hat die Schule 
unterdessen verlassen. Massnahmen 
sind bis heute keine verfügt worden. 

Die Terrormiliz IS versucht Täter 
im Westen anzustacheln 

Streit um Verfassungsmässigkeit Bagdad. Die Terrororganisation Islami-
Die Vorstösse aus bürgerlichen Krei- scher Staat (IS) ist im Irak und in Syrien 

sen für eine schärfere Gangart an den unter Druck. Geldverschwendung und 
Schulen werden von der Bildungsdirek- Korruption schwächen die Islamisten. 
torin beziehungsweise von der Gesamt- Zudem hat der Tod eines der ranghöchs­
regierung fast durchwegs abgelehnt. ten IS-Offiziere durch einen amerikani­
Der Grund: Der Rechtsdienst der Regie- sehen Luftangriff die Moral geschwächt. 
rung hat die zentralen Forderungen der Nun feiert Abu Mohammed 
entsprechenden Motionen weitgehend al-Adnani, der als möglicher Nachfolger 
für verfassungswidrig erklärt. des «Kalifen» Abu Bakr al-Baghdadi 

Zwei dieser Vorstösse, derjenige von gehandelt worden war, posthum seinen 
CVP-Landrat Pascal Ryf und derjenige letzten Auftritt als Rumiyah-Cover-Boy. 
der SVP-Fral<tion, verlangen ein Verbot Rumiyah ist die Online-Publikation des 
von religiös oder politisch-weltanschau- IS und soll «einsame Wölfe» zu Attacken 
lieh motivierten Sonderregelungen an anstacheln. Diese jungen Männer sollen 
Schulen, soweit diese Regelungen sich im Westen die Verluste des IS im Nahen 
nicht ausdrücklich aus dem Bildungs- Osten kompensieren. Viele kleine 
gesetz ergeben. Die Motionäre bestreiten Attentate seien für den IS effizienter als 
die Verfassungswidrigkeit und zeigen spektakuläre Anschläge wie diejenigen 
wenig Verständnis für die Begründung in Paris oder Brüssel, sagt der Militär-
des Rechtsdienstes. Seite 3 /erte Columb Strack. heu Seite 6 

sehe Sätze wie: «Wahrscheinlich bin ich 
auch derjenige Schweizer Goalie, der 
am meisten erreicht hat. Jene, die am 
meisten erreicht haben, verdienen in 
der Regel auch gutes Geld.» 

In Nordamerika hat er mehr ver­
dient. 4,5 Millionen Dollar pro Jahr. 
Und er hat dort gelernt, dass man dafür 
kein schlechtes Gewissen haben muss, 
wenn man wie er viel in die Karriere 
investiert hat. überhaupt hat Nordame­
rika auf Hiller abgefärbt. Aufs Selbstbe­
wusstsein, auf die Lockerheit. Und doch 
ist er im Ausland zum grösseren Patrio­
ten geworden, als er vorher war. 

Warum das so ist und wieso er sich 
keinem Schweizer Topclub angeschlos­
sen hat, erklärt er im grossen Gespräch 
mit der BaZ. olg Seiten 36, 35 
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Unzufrieden. SP-Präsident Adil Koller vermisst die klare Haltung. Foto Florian Bärtschiger Unter Druck. Monica Gschwind wird von allen Seiten kritisiert. Foto Jeröme Depierre 
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Die passive Haltung in der Baselbieter Handschlag-Affäre wird auch von links bemängelt 

Von Thomas Dähler 

Liestal. Der Baselbieter Landrat hat die 
Vorstösse zur Handschlag-Affäre ges­
tern aus Zeitgründen nicht behandelt. 
Dennoch sorgte der Umstand, dass 
einer der beiden salafistischen Sekun­
darschüler in Therwil sich weiterhin 
weigert, der Lehrerin die Hand zu rei­
chen, für Empörung. Kritisiert wird die 
zuständige Bildungsdirektorin Monica 
Gschwind auch von links. Dass einer 
der beiden Schüler den Handschlag 
weiterhin verweigert, der andere die 
Schule verlassen hat, wurde von der Bil­
dungsdirektion vor einigen Tagen 
gegenüber der NZZ bestätigt. Massnah­
men seien aber bisher keine verfügt 
worden. Zum laufenden Verfahren 
äussert sich die Direktion nicht. 

5000 Franken Busse möglich 
Ende Mai schliesslich konnte sich 

Gschwind auf ein erstelltes Rechtsgut­
achten abstützen. 5000 Franken Busse 
und allenfalls die Wegweisung aus der 
Schweiz droht den Jugendlichen. Die 
Schule nahm in der Folge anderslau­
tende Abmachungen zurück. Inzwi­
schen wurden im Landrat mehrere Vor-

stösse von bürgerlicher Seite ein­
gereicht. Doch unzufrieden mit der Bil­
dungsdirektion sind nicht nur die 
Bürgerlichen. Auch die Präsidenten der 
SP und der Grünen üben Kritik. 

«Monica Gschwind fehlt es an Rück­
grat», erklärt SP-Präsident Adil Koller. 
Sie habe zwar zur Affäre Stellung 
genommen, wenn auch nur zögerlich. 
Nun handle sie aber nicht gemäss ihren 
Versprechungen, stellt Koller fest. «Es 
braucht eine klare Haltung, wie sie etwa 
Bundesrätin Simonetta Sommaruga 
bewiesen hat», meint Koller. Gschwinds 
Reaktion sei seiner Ansicht nach von 
Anfang an schwach gewesen. Er habe es 
bereits nicht verstanden, dass Gschwind 
seinerzeit vorerst nichts dazu sagen 
wollte, weil sie vor ihrem Statement 
zuerst rechtliche Gutachten einholen 
wollte. Hätte sie von Anfang an Stellung 
bezogen, wäre die Affäre nicht derart 
hochgekocht worden. Diese demons­
trierte Unsicherheit findet Koller «einer 
Regierungsrätin unwürdig». 

Etwas moderater gibt sich Florence 
Brenzikofer. Wegen der Handschlag­
Affäre brauche es keine Gesetzesrevi­
sion, meint die Präsidentin der Grünen, 
aber eine Hilfestellung für die betrof-
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fene Schule. «Und eine klare Haltung ist Inzwischen liegt das Gutachten 
nötig», fügt Brenzikofer hinzu. Sie sei längstens vor. Doch gewichen ist die 
Lehrerin, und als Lehrerin reiche sie Unsicherheit nicht - auch nicht für die 
den Kindern die Hand. Es sei dies ein SP.Auchjetzt, wennesumdieoperative 
Ausdruck von Respekt und gegenseiti- Umsetzung gehe, vermisst SP-Präsident 
ger Wertschätzung. «Die Bildungs-, Kul- Koller eine klare Linie. 
tur- und Sportdirektion hat in dieser 
Frage viel Unsicherheit verbreitet.» 
Jetzt gebe es aber ein Rechtsguthaben, 
wonach Bussen möglich seien. «Es ist 
deshalb auch konsequent danach zu 
verfahren», sagt Brenzikofer. 

Bereits zu einem früheren Zeitpunkt 
hat die SP im Landrat Kritik am Vorge­
hen der Bildungsdirektion geübt. Land­
rat Christoph Hänggi hatte damals auf 
die fünf Monate hingewiesen, die es 
brauchte, bis die Direktion aktiv gewor­
den sei. «Der zentrale Punkt ist, dass 
nicht gehandelt wurde, nicht von der 
Verwaltung und zu langsam von der Bil­
dungsdirektorin», sagte Hänggi schon 
damals. «Hätte die Regierung ein klares 
Votum abgegeben, wäre die Sache ruhi­
ger über die Bühne gegangen und es 
gäbe nicht die unsichere Situation, in 
der alle auf ein Rechtsguthaben warten 
und dann weiterschauen», sagte der 
sozialdemokratische Präsident der 
landrätlichen Bildungskommission. 

Keine Zusatzreglemente nötig 
Inzwischen gebe es ja eine interne 

Richtlinie der Bildungs-, Kultur- und 
Sportdirektion. «Es bringt gar nichts, 
wenn der Fall immer noch inkon­
sequent weiter vertrödelt wird.» Er 
sei dezidiert der Ansicht, dass es jetzt 
keine speziellen Zusatzreglemente 
mehr brauche. «Wenn Frau Gschwind 
Regeln aufstellt, dann muss sie diese 
auch durchsetzen. Als Regierungsrätin 
sollte sie nun endlich regieren statt zau­
dern.» Das bedeute, dass für die 
frauenfeindliche Verweigerung des 
Handschlags eine Busse ausgesprochen 
werden müsse. 

Drängen lassen wird sich Bildungs­
direktorin Monica Gschwind kaum. Im 
Frühjahr hielt sie im Landrat fest, der 
Schulbetrieb laufe, es brauche keinen 
Schnellschuss. «Die Direktion nimmt 
sich die notwendige Zeit», wird 
Gschwind im Protokoll zitiert. 

«Um die religiösen Feiertage geht es nicht» 
Regierung erachtet ein Verbot für religiöse Sonderregelungen als verfassungswidrig - Motionäre wehren sich 

Von Thomas Gubler 

Liestal. CVP-Landrat Pascal Ryf einer­
seits und die SVP-Fraktion andererseits 
wollten nach der Oberwiler Hand­
schlagaffäre Nägel mit Köpfen machen. 
Mit zwei ähnlichen Motionen verlang­
ten Ryf und die SVP, dass das Bildungs­
gesetz dahingehend geändert wird, 
dass Sonderregelungen an Schulen, die 
religiöse oder politisch-weltanschau­
liche Überzeugungen berücksichtigen, 
aber sich nicht ausdrücklich aus dem 
Bildungsgesetz ergeben, unzulässig 
sind. Oder umgekehrt: Erlaubt ist nur 
noch, was das Bildungsgesetz erwähnt. 

Geht nicht, erklärt nun die Baselbie­
ter Regierung beziehungsweise deren 
Rechtsdienst, weil eine solche Regelung 
verfassungswidrig wäre. Bei der kon­
kreten Ausgestaltung der Schulpflicht 
müsse das Grundrecht der Glaubens­
und Gewissensfreiheit berücksichtigt 
werden, schreibt die Regierung. Sämt­
liche Gesuche um religiös motivierte 
Dispensationen oder Sonderregelungen 
müssten daher unter dem Gesichts­
punkt der Religionsfreiheit geprüft wer­
den. Konkret wird auf den Wunsch 
einer religiösen Minderheit nach einem 

speziellen Ruhe- oder Feiertag verwie­
sen, wenn dieser nicht auf einen Sonn­
tag oder einen staatlich anerkannten 
Feiertag fällt. Früher, als auch am Sams­
tag noch unterrichtet wurde, war dies 
etwa beim jüdischen Sabbat der Fall. 

Die Verhältnismässigkeit 
Nach bundesgerichtlicher Recht­

sprechung muss diesem Bedürfnis 
Rechnung getragen werden, wenn es 
mit dem öffentlichen Interesse an einem 
geordneten und effizienten Schulbe­
trieb vereinbar ist. Andernfalls hätten 
wir es mit einer unverhältnismässigen 
Verweigerung zu tun. Es können und 
sollen daher «nicht sämtliche bestehen­
den Sonderregelungen an den Schulen 
aufgehoben werden», schreibt die 
Regierung. Die Handhabung von Son­
derregelungen gehöre im Ubrigen in 
den Gestaltungsbereich der Schulen. 

«Um diese Feiertage geht es bei der 
Motion gerade nicht», sagt Pascal Ryf. 
Diese seien gelebte Kultur und Tradi­
tion und bedeuteten überhaupt keinen 
Widerspruch zu unseren Wertvorstel­
lungen. «Wir haben unser Anliegen 
offen formuliert, jetzt interpretiert es 
die Regierung eng», sagt Ryf. Und weil 

sich die Regierung nur auf die Feiertage 
kapriziert, ist der Oberwiler CVP-Mann 
auch überzeugt, dass sein Vorstoss kei­
neswegs verfassungswidrig ist. 

Ähnlich äussert sich auch SVP-Fralc­
tionschef Dominik Straumann. «Der 
Rechtsdienst der Regierung beurteilt 
nicht alle Falttoren richtig», findet 
Straumann. Die Forderung nach einer 
klaren Aufzählung der zugelassenen 
Sonderregelungen im Bildungsgesetz 
sei mit Sicherheit nicht verfassungswid­
rig. Auch bei den Grundrechten gebe es 
Ausnahmen, «dann nämlich, wenn wir 
es mit einem Sonderstatus zu tun 
haben. Und das haben wir in der 
Schule», erklärt der SVP-Fraktionschef. 
Die Feiertage stehen übrigens auch für 
Straumann nicht zur Debatte. 

Kaum besser als den Vorstössen von 
Ryf und der SVP ergeht es zwei Motio­
nen von Marc Schinzel (FDP), auch 
wenn sie etwas gnädiger aufgenommen 
wurden. Schinzel verlangt in der einen, 
dass «vom regulären Schulbetrieb 
abweichende Sonderregelungen nur in 
begründeten Einzelfällen zulässig» 
seien und weder den Bildungsanspruch 
gefährden noch den Unterricht beein­
trächtigen dürfen. Die zweite verlangt 

den Verfassungszusatz, dass «weltan­
schauliche Auffassungen und religiöse 
Vorschriften nicht von der Erfüllung 
bürgerlicher Pflichten entbinden». 

Zumindest als Postulat 
Dies wird von der Regierung als 

unnötig empfunden, weil religiöse Frei­
heiten durch die Festlegung von Bür­
gerpflichten ohnehin «nicht weiter ein­
geschränkt werden dürfen, als dies vom 
öffentlichen Interesse geboten und ver­
hältnismässig ist». Die erste Motion von 
Marc Schinzel wird von der Regierung 
als «zum Teil verfassungswidrig» 
taxiert. Immerhin will sie deren zweiten 
Teil, wonach sich Sonderregelungen an 
die hiesigen Werte und Gepflogenhei­
ten halten sollen, als Postulat entgegen­
nehmen. 

Neben der Frage der Verfassungs­
mässigkeit stellt sich freilich auch die 
Frage nach der Notwendigkeit einer 
Intervention auf Gesetzesebene. Diese 
dürfte mindestens so umstritten sein. 
«Wir haben es hier mit einem gesell­
schaftlichen Problem zu tun, das auch 
auf gesellschaftlicher Ebene gelöst wer­
den sollte», meint beispielsweise der 
SP-Landrat und Jurist Diego Stoll. 

Zaudern als 
Markenzeichen 
Von Christian Keller 

Wie lange können 
die Handschlag­
verweigerer von 
Therwilihrfrauen­
verachtendes Trei­
ben, das sie unter 
dem Deckmantel 
der Religionsfrei­
heit frech für sich beanspruchen, 
noch weiterführen? Einer der beiden 
integrationsunwilligen Jugendli­
chen, die aufFacebook auch schon 
mit den Schlächtern des IS sympathi­
sierten, hat die Therwiler Sekundar­
schule zwar inzwischen verlassen. 
Sein 15-jähriger Bruder zeigt aller­
dings weiterhin keinerlei Bereit­
schaft, sich den Schweizer Gepflo­
genheiten anzupassen. Er reicht die 
Hand nicht- nicht seiner Lehrerin 
und damit auch nicht diesem Land. 
Einern Land, das seinem syrischen 
VatervorfünfzehnJahrenAsylund 
damit Sicherheit und eine wirt­
schaftliche Perspektive gewährte. 
Dieser junge Mensch stellt sich 
demonstrativ gegen die Regeln und 
Kultur unserer freiheitlichen Gesell­
schaft. Sein renitentes Verhalten, 
auch wenn es mehr pubertär denn 
religiös-fanatisch sein mag, ist eine 
Provokation und Machtprobe 
zugleich. Längst ist Amer, so sein 
Vorname, vom Islamischen Zentral­
rat als Fahnenträger für dessen fun­
damentalistischen Ziele eingespannt 
worden. 

Eine Regierungsrätin 
lässt sich von zwei 
Schulbuben vorführen. 
Noch immer. 
Wenn immer Schweizer Grundwerte 
und Freiheitsrechte ins Visier genom­
men werden, darf es keinen Millime­
ter des Entgegenkommens geben. 
Über diese Güterverhandeln wir 
nicht. Wir setzen sie bedingungslos 
durch. Wir verteidigen unser Land. 
Das aber ist das grosse Drama in die­
ser ganzen Affäre, die weltberühmt 
wurde, weil sie von unerträglicher 
Führungsschwäche begleitet wird: 
Eine Baselbieter Regierungsrätin 
lässt sich von zwei Schulbuben vor­
führen. Noch immer. 
Bereits vor den Sommerferien ver­
schanzte sich Monica Gschwind 
(FDP) in ihrer Amtsstube, statt zu 
tun, was ihre Pflicht wäre: Die Inter­
essen des Volkes zu wahren und der­
lei Zustände sofort zu unterbinden. 
Ihr Zaudern tarnte sie mit der Aus­
rede, Experten müssten zunächst ein 
Gutachten erstellen. Das Papier liegt 
seit Monaten vor. Zwischenzeitliche 
Androhungen von Sanktionen 
entpuppten sich als heisse Luft. Die 
Diskriminierung von weiblichen 
Lehrpersonen findet in Therwil nach 
wie vor täglich statt- derweil sich die 
Bildungsdirektorin nun hinter dem 
neuen Vorwand versteckt, wegen des 
geltenden Rechts zu «laufenden 
Verfahren» keine Auskunft geben zu 
können. Die jüngsten Appelle von 
Bürgerlichen, endlich ein Machtwort 
zusprechen, blieben unerfüllt. Selbst 
die integrationsverliebte SP verlangt 
von Gschwind eine klarere Haltung. 
Was ist nur los mit dieser Freisinni­
gen, die kraft ihrer bodenständigen 
Innerschweizer Herkunft doch spü­
ren müsste, welch verheerendes 
Signal sie aussendet? 
christian.keller@baz.ch / 




